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Thüringer Oberverwaltungsgericht

BESCHLUSS vom 13.06.2013 - 3 ZKO 449/12 -

Orientierungshinweis(e) Asylrecht

Sachgebiet Asylrecht aus Kartenart 1, 4

Rechtsquellen AsylVfG § 27a
Qualifikationsrichtlinie 2004/83/EG

Schlagworte Schutzanspruch des Asylsuchenden; Rechtsschutzbedürfnis;
Asylantragstellung in anderem EU-Mitgliedstaat

Leitsätze Begibt sich ein Asylsuchender, der sich gegen die Ablehnung seines
Asylantrags nach § 27a AsylVfG wendet, freiwillig dauerhaft in einen
anderen Mitgliedstaat der EU und stellt er dort einen weiteren
Asylantrang, fehlt ihm das Rechtsschutzbedürfnis für ein gerichtliches
Verfahren, das auf die Durchführung eines Asylverfahrens in Deutschland
gerichtet ist.

vorgehend URTEIL des VG Gera vom 05.06.2012
- 4 K 20150/11 Ge -

Die Entscheidung ist rechtskräftig



THÜRINGER OBERVERWALTUNGSGERICHT

- 3. Senat -
3 ZKO 449/12
Verwaltungsgericht Gera

- 4. Kammer -
4 K 20150/11 Ge

Beschluss

In dem Verwaltungsstreitverfahren

des Herrn _____ H_____ _____,
B_____,
_____ P_____, Schweden

Kläger und Antragsteller
bevollmächtigt:
Rechtsanwälte Hiemann u. a.,
Hauptstraße 13, 99310 Arnstadt

gegen

die Bundesrepublik Deutschland,
vertreten durch den Präsidenten des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge,
Frankenstraße 210, 90461 Nürnberg

Beklagte und Antragsgegnerin

wegen
Asylrecht,
hier: Antrag auf Zulassung der Berufung
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hat der 3. Senat des Thüringer Oberverwaltungsgerichts durch den Vorsitzenden 

Richter am Oberverwaltungsgericht Bathe, den Richter am Oberverwaltungsgericht

Peters und die Richterin am Oberverwaltungsgericht von Saldern

am 13. Juni 2013 b e s c h l o s s e n :

Die Anträge des Klägers auf Zulassung der Berufung gegen 

das Urteil des Verwaltungsgerichts Weimar vom 5. Juni 2012

und auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe für das zweit-

instanzliche Verfahren werden abgelehnt.

Der Kläger hat die Kosten des - gerichtskostenfreien - Zulas-

sungsverfahrens zu tragen.

G r ü n d e

Der Antrag des Klägers auf Zulassung der Berufung gemäß § 78 Abs. 2 bis 4 

AsylVfG hat keinen Erfolg. 

Dem Kläger fehlt bereits das notwendige Rechtsschutzbedürfnis. Ein solches Be-

dürfnis des Klägers für die Anerkennung als Asylberechtigter und als Flüchtling ist in 

jedem Stadium des gerichtlichen Verfahrens zu überprüfen; es entfällt, wenn der Klä-

ger an der Durchführung eines Rechtsstreits kein schützenswertes Interesse mehr 

besitzt (vgl. BayVGH, Beschluss vom 17. August 2011 - 20 ZB 11.30281 -; Saarl-

OVG, Beschluss vom 29. Dezember 1993 - 9 R 11/93 -, jeweils zitiert nach juris).

Ein beachtliches Interesse des Klägers an der Fortsetzung des Rechtsstreits ist nicht 

erkennbar. Der Kläger hat freiwillig die Bundesrepublik Deutschland verlassen und ist

in den Schutzbereich eines anderen Mitgliedstaates der EU, nämlich Schweden, ein-

gereist, wo er einen erneuten Asylantrag gestellt hat. Er hat demnach das Bundes-

gebiet nicht lediglich verlassen, um sich vorübergehend zu einem außerhalb seines 

Asylverfahrens liegenden Zweck im Ausland aufzuhalten, sondern er ist ausgereist, 

um in dem anderen Land, in dem er vor der behaupteten Verfolgung sicher ist, einen 

flüchtlingsrechtlichen Schutz zu erlangen (insoweit anders als in BVerwG, Urteil vom 
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17. Januar 1989 - 9 C 44/87 - BVerwGE 81, 164). Damit hat sich der Kläger aber 

bewusst des materiellen, im Geltungsbereich des Art 16a GG und des § 60 AufenthG

gewährten Schutzanspruchs begeben, der allein die Grundlage seines prozessualen 

Begehrens darstellen kann. Das Asylgrundrecht gewährleistet territoriales Asyl auf 

dem Boden der Bundesrepublik Deutschland; grundsätzlich ermöglicht nur die räum-

liche Beziehung des Flüchtlings zum Bundesgebiet rechtlich und tatsächlich den

Schutz der deutschen Staatsgewalt vor dem Zugriff des Verfolgerstaats (BayVGH, 

Beschluss vom 17. August 1996 - 11 AA 96.33333 - juris; VG Darmstadt, Urteil vom 

23. Mai 2003 - 5 E 30210 - juris; Renner, Ausländerrecht, 9. Auflage, AsylVfG § 27, 

Rdn. 23; GK-AsylVfG, Stand Oktober 2006, § 27 Rn 98 ff). Diese räumliche Bezie-

hung hat der Kläger aus eigenem freiwilligen Entschluss aufgegeben.

Es ist auch nach der Stellungnahme des Klägers zur Frage seines Rechtsschutzbe-

dürfnisses nicht erkennbar, dass er sich nur vorübergehend in den Schutzbereich 

des schwedischen Staates begeben hat. Ausdrücklich führt er aus, dass er dort ei-

nen Asylantrag gestellt hat, um ein Aufenthaltsrecht zu erhalten und der in Deutsch-

land drohenden Abschiebung nach Italien zu entgehen. Er hat sich nunmehr bewusst 

für den asylrechtlichen Schutz eines anderen Staates entschieden.

Die erkennbare Motivation des Klägers, einen für ihn günstigen Ausgang des hier 

geführten Verfahrens abzuwarten und davon die Entscheidung über eine Wiederein-

reise in die Bundesrepublik Deutschland abhängig zu machen, vermag auch vor dem 

Hintergrund des gemeinschaftsrechtlich gewährten Flüchtlingsschutzes nicht das hier 

zu fordernde Rechtsschutzinteresse zu begründen. Die Richtlinie 2004/83/EG des 

Rates vom 29. April 2004 stellt hierzu in Absatz 7 der Erwägungen klar, dass die An-

gleichung der Rechtsvorschriften über die Anerkennung und den Inhalt der Flücht-

lingseigenschaft und des subsidiären Schutzes dazu beitragen sollte, die Sekundär-

migration von Asylbewerbern zwischen Mitgliedstaaten, soweit sie ausschließlich auf 

unterschiedlichen Rechtsvorschriften beruht, einzudämmen. Ist es aber das Ziel der 

gemeinschaftsrechtlichen Regelungen, ein einheitliches System der Flüchtlingsaner-

kennung zu schaffen, schützen sie nicht ein Verhalten, das auf die Gewinnung paral-

lel bestehender Aufenthaltsrechte in mehreren Mitgliedstaaten zielt.

Selbst wenn ein weiterbestehendes Rechtsschutzbedürfnis anzunehmen wäre, so 

müsste die Klage ungeachtet der im vorliegenden Verfahren geltend gemachten Zu-
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lassungsgründe abgewiesen werden, da eine Anerkennung als Asylberechtigter und 

die Gewährung von Flüchtlingsschutz ausgeschlossen ist, wenn der Asylbewerber 

nach seiner Einreise in die Bundesrepublik Deutschland und nach seiner Asylantrag-

stellung in einem anderen Staat, wie hier in Schweden, Sicherheit vor Verfolgung 

erlangt hat (vgl. BVerwG, Urteil vom 17. Januar 1989 - 9 C 44/87 - BVerwGE 81, 

164).

Auch der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe ist abzulehnen, weil die be-

absichtigte Rechtsverfolgung aus den vorstehenden Gründen keine hinreichende 

Aussicht auf Erfolg hat (vgl. §§ 166 VwGO, 114 ZPO).

Als unterlegener Rechtsmittelführer hat der Kläger die Kosten des Zulassungsver-

fahrens zu tragen (§ 154 Abs. 2 VwGO). Da gemäß § 83b AsylVfG keine Gerichts-

kosten anfallen, ist ein Streitwert nicht festzusetzen.

Hinweis:

Der Beschluss ist unanfechtbar (§ 80 AsylVfG). Das Urteil des Verwaltungsgerichts 

ist damit rechtskräftig (§ 78 Abs. 5 Satz 2 AsylVfG).

Bathe Peters von Saldern


